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Memorandum 
 

Der 28. August 1941 ist das schwärzeste Datum in der Jahrhunderte langen russlanddeutschen 

Geschichte: an diesem Tag, vor 70 Jahren, ordnete die oberste Partei- und Staatsführung der 

Sowjetunion die umfassende Deportation dieser Minderheit aus dem europäischen Teil der UdSSR 

nach Sibirien und Kasachstan an. Heute leben in Deutschland an die 2,7 Millionen Bundesbürger 

russlanddeutscher Herkunft verschiedener Generationen. Diese Millionen von Menschen haben ein 

berechtigtes Anliegen, dass in unserem Land an dieses Verbrechen würdig und angemessen 

erinnert wird.  
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Erster Weltkrieg und die Zwischenkriegszeit 

 

Die Nachkommen der deutschen Siedler (Kolonisten) im Russischen Reich zeichneten sich durch 

ausgeprägte Zarentreue und Loyalität zu der vorherrschenden sozialen und politischen Ordnung 

aus; von der Führungsschicht des Staates wurden sie als systemstabilisierend betrachtet. Schon zu 

Beginn des 20. Jahrhunderts zählte man allein in den Gouvernements Saratow und Samara  

 

Abb. 1. Ein zügig geschriebenes Tornisterbuch, in dem die 

Schªdlichkeit der Ărussischen Deutschenñ in schlichten 

und einprägsamen Worten geschildert wurde: Ă2-er 

Vaterländischer Krieg 1914. Deutscheé Wespen. Drei 

Erzählungen. 1) Kameraden. 2) Wirte und Knecht. 3) Zwei 

Gedanken. Moskau 1914ñ 
 

 

ungefähr 600.000 russische Bürger ï ehemalige 

Kolonisten, die einen Raum vergleichbar der Größe 

von Rheinland-Pfalz (ca. 20.000 qkm) ober- und 

unterhalb der Regionalmetropole Saratow bevölkerten. 

Gerade die Feierlichkeiten 1914 zum 150sten 

Jubiläum der Ankunft an die Wolga zeigten 

eindrucksvoll die Herausbildung einer neuen 

eigenständigen Nation des Übersiedlungstyps, ähnlich 

den Frankokanadiern. Allerdings hatte sich im 

Zarenreich noch kein übergreifendes nationales 

Bewusstsein herausgebildet; man nannte sich nach den jeweiligen geographischen 

Siedlungsräumen Wolgadeutsche, Schwarzmeerdeutsche (oder südrussische Kolonisten), 

südrussische Mennoniten, Kaukasus-, Krim- oder Wolhyniendeutsche. 

Doch der immer größer werdende Landbesitz und die schnelle Verbreitung des protestantischen 

Glaubens unter der orthodoxen Bevölkerung, des sogenannten Stundismus, der in den deutschen 

Siedlungen der heutigen Südukraine entstanden war, provozierte antideutsche Pressekampagnen 

und führte zu Versuchen, ihre Rechte zu beschneiden. Dazu trug auch das wachsende Unbehagen 

vor militärischer und wirtschaftlicher Entfaltung des Deutschen Reiches bei.  

Der Erste Weltkrieg wurde vom Zaren sofort zu einem ĂVaterlªndischen Kriegñ vor allem gegen 

das Deutsche Reich und die Deutschen schlechthin erklärt, in Anlehnung an den Kampf 1812-13 

gegen Franzosen und Napoleon. Nach den vernichtenden Niederlagen in Ostpreußen drängte vor 

allem das russische Militär, die als unzuverlässig geltenden und der Spionage verdächtigten 
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deutschen Kolonisten, aber auch Juden aus den frontnahen Gegenden in das tiefe Hinterland zu 

deportieren. Um die 200.000 russländische Untertanen deutscher Herkunft mussten Ende 1914 und 

1915 in Russisch-Polen, in Wolhynien, Podolien und anderen grenznahen Gebieten ihre Wohnorte 

gezwungenermaßen verlassen, obwohl um die 250 000 Deutsche in der russischen Armee als 

Offiziere und Soldaten dienten. In Moskau kam es von 26. bis 29. Mai 1915 zu einem schweren 

antideutschen Pogrom, der mehrere Menschenleben und Verwundete forderte und einen 

beträchtlichen wirtschaftlichen Schaden verursachte. Im Laufe des Krieges entstand ein 

gesetzliches Regelwerk zur Liquidierung des deutschen Landbesitzes; vor dem wirtschaftlichen 

Ruin und kultureller Zerstörung hat die Russlanddeutschen nur die bürgerliche Februarrevolution 

von 1917 bewahrt, die allerdings nur wenige Monate währte.  

Von den antideutschen Maßnahmen des Zarenreiches hob sich die bolschewistische 

Nationalitätenpolitik zunächst positiv ab. Die neue Staatsführung betrachtete die Wolgadeutschen 

als ein genuin eigenständiges Volk und billigte ihnen das Recht auf eine nationale sprachlich-

kulturelle Entwicklung und Schaffung einer eigenen Territorialautonomie zu. In der Resolution des 

X. Kongresses der bolschewistischen Partei im Mªrz 1921 ñ¦ber die nªchsten Aufgaben der Partei 

in der nationalen Frage" hieß es entsprechend:  

Die Bevölkerungszahl der RSFSR [Russländische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik] 

und der mit ihr verbundenen unabhängigen sowjetischen Republiken beträgt ungefähr 140 

Millionen, fast 65 Millionen davon sind Ukrainer, Belorussen, Kirgisen, Usbeken, 

Turkmenen, Tadschiken, Aserbeidschaner, Wolgabulgaren, Krimtataren, Baschkiren, 

Armenier, Tschetschenen, Kabardiner, Osseten, Tscherkessen, Inguschen, Karatschajer, 

Balkaren, Kalmücken, Karelier, Awaren, Darginer, Kazi-Kumuchen, Küriner, Kumyken, 

Mari, Tschuwaschen, Wolgadeutsche [von uns hervorgehoben - Verf.], Burjaten, Jakuten u. 

a. Die Zarenpolitik in Bezug auf diese Völker bestand darin, die Anfänge jeder Staatlichkeit 

zu vernichten, ihre Kultur und Sprachen zu verstümmeln, sie in Unwissenheit zu halten und 

letzten Endes zu russifizieren. Die Ergebnisse dieser Politik sind die Unterentwicklung und 

die politische Rückständigkeit dieser Völker. 
 

1918 wurde die Deutsche Kommune an der Wolga (Autonomes Gebiet) gegründet, die 1924 zu 

einer Autonomen Sozialistischen Sowjetrepublik der Wolgadeutschen (ASSRdWD) aufgewertet 

wurde. Im Laufe der zwanziger und Anfang der dreißiger Jahre entstanden administrative nationale 

Landkreise (Rayons) in der Ukraine, im Nordkaukasus, im Südural, auf der Krim und in Sibirien. 

Obwohl von einer lokalen Selbstverwaltung, geschweige denn von einer selbstbestimmten 

Entwicklung der betroffenen Nationalität im bolschewistischen Sowjetstaat keine Rede sein konnte, 

bildete doch die Wolgarepublik und das Netz der deutschen Rayons die wichtigste Voraussetzung 

für eine begrenzte politische Interessenvertretung sowie für die Berücksichtigung sprachlich-

kultureller und sozialer Belange. 
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Abb. 2. Ausweis von Alexander Heckmann (1908-1994), des Abgeordneten des Obersten Sowjets der 

ASSR der Wolgadeutschen und des letzten Regierungschefs der Republik. Er war auch Abgeordneter des 

Obersten Sowjets der UdSSR und der Russischen Föderation, was die sowjetischen Machthaber nicht 

hinderte, ihn nach der Auflösung der Wolgarepublik im September 1941 nach Sibirien zu deportieren, 

einige Monate später in ein Zwangsarbeitslager zu überführen und dort zu verurteilen.  

  

Allerdings kam seit Mitte der dreißiger Jahre die Kehrtwende zum Sowjetpatriotismus, zur 

Abschottung vom Ausland, zu Konstruktion von sogenannten Ăfeindlichen Nationalitªtenñ, die 

einen ĂMutterstaatñ auÇerhalb der Grenze der Sowjetunion besaßen. Dabei spielte die sowjetische 

Xenophobie eine unzweifelhaft wichtige Rolle: die Furcht vor verderblichen Einwirkungen von 

außen. Man mutmaßte, ausländische Staaten könnten durch Diaspora-Nationalitäten schädliche 

Einflüsse ins Land tragen. Daher stellten ethnische Minderheiten in den Augen der Sowjetführung 

eine potentielle Bedrohung dar und dieser Umstand diente zur Rechtfertigung von 

Massenverhaftungen und Ăprophylaktischenñ Deportationen. Bereits 1935 wurde die finnische 

Minderheit aus dem Gebiet Leningrad komplett ausgesiedelt, 1936 verbannte man 69 000 

polnische und deutsche Grenzbewohner aus der Ukraine nach Nordkasachstan; der polnische 

Nationalkreis ĂMarchlewskiñ und der deutsche Kreis ĂPulinñ im Gebiet Shitomir hörten auf zu 

existieren. 1937 ereilte dieses Schicksal eine ganze Volksgruppe: 170 000 Sowjet-Koreaner 

wurden aus dem Fernen Osten nach Zentralasien deportiert.  

Auch dem Großen Terror der Jahre 1937-38 fielen die Diaspora-Minderheiten in 

überdurchschnittlich hohem Ausmaß zum Opfer. Dem offenen und unterschwelligen Vorwurf der 

potentiellen Schädlings- und Spionagetätigkeit waren in erster Linie Sowjetbürger polnischer, 

finnischer, lettischer, estnischer, griechischer u.a. Nationalitäten ausgesetzt (Tab. 1). Besonders 

grausam erging es der Minderheit in der Ukraine: allein im Zuge der Ădeutschen Operation des 

NKWDñ kam es zur Verurteilung von 21.229 Personen, davon wurden 18.005 erschossen. Obwohl 

ihr Anteil an der Republikbevölkerung nur 1,4% betrug, gehörten die Deutschen mit 14,7% der 

Liquidierten zu den am heftigsten verfolgten nationalen Gruppen. Eine furchtbare Statistik ergibt 
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sich ferner aus der Tatsache, dass fast ein Fünftel (18%) der deutschen Männer in der Ukraine im 

Alter von 20 bis 59 Jahren ermordet wurden! 

 

Tabelle 1. Vom 1. Januar 1936 bis zum 1. Juli 1938 verhaftete Personen, 

nach ausgewählten Nationalitäten gelistet 
 

 

Nationalität  

(Auswahl) 

Zahl der 

Verhafteten,  

absolut 

Anteil an der 

Gesamtzahl der 

Verhafteten in % 

Anteil der 

Nationalität an der 

Gesamtbevölkerung 

der UdSSR in % 
    

Russen 657 799 43,6 58,4 

Ukrainer 189 410 13,3 16,5 

Polen 105 485 7,4 0,4 

Deutsche 75 331 5,3 0,8 

Weißrussen 58 702 4,1 3,1 

Juden 30 542 2,1 1,8 

é é é é 

Letten 21 392 1,4 0,1 

Iraner 14 994 1,1 0,02 

Esten 11 002 0,8 0,1 

Finnen 10 678 0,7 0,1 

é é é é 

Insgesamt 1 420 711 100 100 

 

Der Eintritt in den Zweiten Weltkrieg führte zu einer Radikalisierung der Politik gegen 

Ăunliebsameñ Vºlker: 1940-41 wurden Hunderttausende Polen, Ukrainer, Juden, Moldauer, Letten, 

Esten oder Litauer aus den annektierten westlichen Gebieten von der NKWD ausgehoben und in 

den asiatischen Teil des Landes verschickt.  

 

Deportation, Einweisung ins Zwangsarbeitslager  

und Sondersiedlung 1941-55 
 

Propagandistische Instrumentalisierung der Wolgadeutschen 
 

Auf Deutschlands Angriff im Juni 1941 rief Stalin, ähnlich wie der russische Zar 1914, den 

ĂGroÇen Vaterlªndischen Kriegñ aus. Immerhin glaubte die sowjetische Führung eine Zeitlang, die 

feindliche Seite mit klassenkämpferischen Aufrufen ideologisch beeinflussen zu können. In einem 

noch gültigen internationalistischen Propagandaszenario war auch für die Wolgadeutschen ein 

Platz vorgesehen: auf zahlreichen antifaschistischen Kundgebungen in der Autonomen Republik 

der Wolgadeutschen (ASSRdWD) wurde das glückliche, wohlhabende und gleichberechtigte 

Leben der Sowjetmenschen gepriesen und die ĂWerktªtigen Deutschlandsñ zum Sturz des 

Faschismus aufgerufen. Diese Appelle gingen sofort an die Parteiführung nach Moskau, wurden in 
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den sowjetischen Zeitungen abgedruckt und in Flugblättern und Radiosendungen propagandistisch 

gegen den Eingreifer eingesetzt. 

Allerdings verliefen die ersten Kriegswochen und -monate für die sowjetische Seite sehr ungünstig: 

Hunderttausende Rotarmisten sind gefallen, gerieten in Gefangenschaft oder liefen zu den 

Deutschen über; die Frontlinie rückte Hunderte von Kilometern ins Innere des Landes vor. In 

 

Abb. 3. Aufruf der Bauern aus dem wolgadeutschen Dorf Schwed, der am 17. Juli 1941 in der für Soldaten 

der Wehrmacht bestimmten Propagandazeitung ĂDie Wahrheitñ erschien. 
 

dieser Situation versuchte die sowjetische Militärführung, ähnlich wie die Vorgänger im Ersten 

Weltkrieg, ihr anfängliches Versagen unter anderem durch den Hinweis auf 

Ăverrªterischeñ Aktivitªten der deutschen Bevºlkerung in den frontnahen Gebieten zu rechtfertigen. 

Man verleumdete sie als illoyale Bürger und forderte ihre Ausweisung. Bereits ab dem 15. August 

1941 begann eine höchst unorganisierte Räumung der Halbinsel Krim von etwa 53.000 Deutschen, 

die vorerst in den Nordkaukasus abgeschoben wurden. Verschleiernd wurde diese Deportation 

noch als ĂEvakuierungñ bezeichnet. 

Nach dem Scheitern anfänglicher Versuche, den anrückenden Gegner mit klassenkämpferischen 

Parolen der internationalen Solidarität der Arbeiter und Bauern zu beeinflussen, überschritt die 

offizielle Propaganda rasch die Schwelle zu ungehemmten Hass- und Gräueltiraden. 

ĂDeutscherñ und ĂFaschistñ galten so immer mehr als Synonyme, was f¿r die Russlanddeutschen 

fatale Folgen haben sollte. Dieser Kehrtwendung stand die ASSR der Wolgadeutschen mit ihren, 

wenn auch formalen, konstitutionellen Rechten, mit Abgeordneten in den Obersten Sowjets der 

UdSSR und der Russischen Föderation, mit Mitarbeitern in den Staats- und Parteiapparaten im 

Weg. Diese Umstände und wohl auch andere Überlegungen ließen bei der Führungsspitze den 

Entschluss heranreifen, das Ădeutsche Problemñ ein f¿r allemal zu lºsen. 
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Liquidation  der Wolgarepublik und Verbannung  

des deutschen Bevölkerungsteils  
 

An der Politbüro-Sitzung vom 26. August 1941 ordnete Stalin mit seinen engsten Vertrauten die 

Auflösung der Autonomie und die Zwangsumsiedlung der Deutschen aus der Wolgadeutschen 

Republik und aus den Gebieten Saratow und Stalingrad an. Als Bestimmungsorte wurden die 

sibirischen Regionen Altaj und Krasnojarsk, die Gebiete Omsk und Nowosibirsk sowie die 

Unionsrepublik Kasachstan genannt. Federführend bei diesem und anderen Bevölkerungstransfers 

war das Volkskommissariat (Ministerium) für Innere Angelegenheiten (NKWD). 

Dieser geheim gefasste Beschluss über die Auflösung einer in der sowjetischen Verfassung fest 

verankerten nationalen Republik bedurfte jedoch der formalen und rechtskräftigen 

ĂAbsegnungñ durch die oberste Staatsgewalt. Deshalb unterzeichnete zwei Tage spªter das 

machtlose Staatsoberhaupt Michail Kalinin im Namen des Präsidiums des Obersten Sowjets der 

UdSSR den Ukas Ă¦ber die Umsiedlung der Deutschen, die in den Wolga-Rayons lebenñ.  

In dem offiziellen Erlass vom 28. August 1941 wurde gegen die Deutschen die schwerwiegende 

Anklage des Vorhandenseins von ĂTausenden und Zehntausenden Diversanten und 

Spionenñ erhoben, die Ănach einem aus Deutschland gegebenen Signalñ Sprengstoffanschlªge 

verüben sollten. Durch ein weiteres Dekret vom 7. September 1941 erfolgte die Angliederung des 

Territoriums der Wolgadeutschen Republik an die angrenzenden Gebiete Saratow und Stalingrad. 

Die Verbannung anderer deutscher Bevölkerungsgruppen, die keinen Autonomiestatus besaßen, 

verlief in den darauffolgenden Wochen und Monaten gemäß zusätzlicher geheimer 

Regierungsbeschlüsse. Davon betroffen waren beispielsweise der noch nicht besetzte Teil der 

Ukraine, der Trans- bzw. Nordkaukasus oder solche Großstädte wie Moskau, Saratow, 

Kujbyschew, Stalingrad oder Gorki. Bis Ende 1941 wurden 794.059 Personen aus dem 

europªischen Teil der Sowjetunion nach Kasachstan und Sibirien Ăumgesiedeltñ; darunter befanden 

sich 438.715 Wolgadeutsche. Das war die größte ethnische Deportation in der Geschichte der 

Sowjetunion. 

Die ganze Ădeutsche Operationñ verlief unter Ausschluss der Öffentlichkeit; nur die Zeitungen und 

das Republikradio der einstigen ASSRdWD verkündeten den Erlass vom 28. August. Das Ausland 

wurde immerhin darüber in Kenntnis gesetzt und der NS-Staat schlachtete diesen Vorgang 

propagandistisch aus. Das schwere Schicksal ihrer Landsleute prägte nachhaltig das Verhalten der 

Schwarzmeerdeutschen, die in der Ukraine in die Besatzung gerieten. 
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Abb. 4. Mitteilung des ĂOstdeutschen Beobachtersñ (Posen), Nr. 251 vom 10. September 1941 

 

Deutsche als Personen minderen Rechts 
 

Die Zwangsauflösung der ASSRdWD im August 1941 und die ausnahmslose Verbannung der 

Ăsowjetischen B¿rger deutscher Nationalitªtñ aus dem europäischen Teil der Sowjetunion 

markierten den Übergang zu einer breit angelegten Verfolgung und Diskriminierung der gesamten 

Minderheit. Ob der in seinem dörflichen Milieu tief verwurzelte Kolchosbauer oder der 

rücksichtslose stalinistische Funktionär, ob weitgehend russifizierter Stadtintellektueller oder alter 

Bolschewik, ob Mitglied der Gottlosenbewegung oder tiefgläubiger Katholik, ob kommunistischer 

Vorzeigearbeiter oder bereits enteigneter Großbauer, ob Hochschulprofessor oder Offizier - 

niemand wurde vor der totalen Entrechtung verschont; ausschlaggebend war allein die ethnische 

Zugehörigkeit. 

Die Maßnahmen nach der Deportation sollten vor allem sämtliche politische, gesellschaftliche und 

kulturelle Spuren deutschen Lebens in der Sowjetunion auslöschen:  

¶ Kulturelle Zerstörung.  Aufgelöst wurden alle nationalen kulturellen Institutionen wie das 

Deutsche Staatstheater in Engels, die Deutsche Staatliche pädagogische Hochschule und 

mehrere Fachhochschulen, die Philharmonie mit dem Sinfonieorchester und der Deutsche 

Staatsverlag. Liquidiert wurden auch die Zentrale Staatsbibliothek in Engels und Dutzende von 

kantonalen (Rayon) bzw. Schulbüchereien; die meisten deutschsprachigen Ausgaben und Titel 

wurden entsorgt, die verbliebenen in den Buchläden als Heizmaterial verkauft. Fast alle 

Bestände des 1925 gegründete Zentralen Museum der ASSR der Wolgadeutschen und in 

anderen Sammlungen gingen durch unsachgemäße Lagerung oder Raub verloren. Des Weiteren 

wurde Deutsch als Amts-, Medien- und Unterrichtssprache vollständig verboten.  

¶ Wirtschaftliche Plünderung. Der Sowjetstaat konfiszierte zum einen den individuellen Besitz 

der Bürger, d.h. Privathäuser, Hausrat, Nutzgarten, Haustiere, Vorräte etc. Er eignete sich auch 
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das genossenschaftliche (Kolchosen) bzw. verstaatlichte Eigentum einschließlich die 

Finanzmittel der Sowchosen, Betriebe und Behörden an. 

¶ Beschneidung der Bürgerrechte. In der Sowjetunion wurden die diskriminierenden 

Rechtsnormen bezüglich ethnischer Minderheiten nicht gesetzlich verankert. Durch diesen 

geschickten Schachzug konnten die bolschewistischen Machthaber die umfassende 

Unterdrückung der Russlanddeutschen und später auch anderer Volksgruppen jahrzehntelang 

erfolgreich leugnen. Obwohl nicht kodifiziert, entstand bald aus internen Parteibeschlüssen, 

Regierungsanordnungen und NKWD-Instruktionen ein dichtes Netz diskriminierender 

Bestimmungen: Alle Deutschen, auch die in den Städten wohnenden, wurden ausschließlich in 

ländlichen Ortschaften und kleineren Rayonstädtchen untergebracht und zur körperlichen 

Arbeit auf dem Land gezwungen. Sie durften diese Orte der Pflichtansiedlung nicht verlassen. 

Für die nationale Intelligenz und Fachleute verschiedener Berufe bedeutete eine derartige 

staatliche Vorgehensweise den Anfang einer verhängnisvollen Entwicklung mit verheerenden 

Folgen. In letzter Konsequenz liefen all diese Maßnahmen auf die Liquidierung oder 

Degradierung der politischen und kulturellen Elite der Russlanddeutschen hinaus. 

¶ Überführung ins Zwangsarbeitslager. Eine weitere Stufe der bürgerlichen Entrechtung der 

deutschen Minderheit stellte die beinahe vollständige Einweisung aller Jugendlichen und 

erwachsenen Personen in Arbeitslager dar. In ihrer Totalität ist sie einmalig in der 

Militärgeschichte der UdSSR: nicht nur die wehrpflichtigen Männer und älteren Jahrgänge bis 

55, sondern auch deutsche Mädchen ab dem 15. Jahr und Frauen bis 45 wurden ab Januar bzw. 

Oktober 1942 durch die Sammelstellen des Volkskommissariats für Verteidigung (!) 

einberufen und in entfernteste Orte, weit weg von ihren Familienangehörigen und Kindern 

gebracht. Man sonderte ferner russlanddeutsche Soldaten und Offiziere aus den militärischen 

Einheiten aus und schaffte sie ebenfalls ins Arbeitslager. Ähnlich wie Strafgefangene wurden 

die Deutschen für schwerste und unqualifizierte Arbeiten beim Bau von Eisenbahnlinien und 

Industriebetrieben, in der Öl- und Kohleförderung oder beim Holzfällen eingesetzt. Keine 

andere Volksgruppe in der Sowjetunion wurde in diesem Ausmaß physisch ausgebeutet: Etwa 

350.000 von den 1,1 Mio Russlanddeutschen, die sich während des Krieges im sowjetischen 

Machtbereich befanden, mussten Zwangsarbeit leisten. Die Sterblichkeitsrate sollte 

Hochrechnungen aus einzelnen Lagern zufolge nicht weniger als 20% betragen 

 

Abb. 5. Russ-

landdeutsche 

Zwangsarbeiter 

mit kalmücki-

schen Leidens-

genossen, 1945 
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¶ Antideutsche Stimmungsmache. Unzählige Beiträge in Flugblättern und Zeitungen, Büchern 

und Zeitschriften, Radiosendungen und Filmen, wo in erster Linie gegen Deutsche (und nicht 

etwa gegen den Feind oder die Faschisten) heftig Stimmung gemacht wurde, vergifteten das 

Verhältnis der andersnationalen Bevölkerung zu den Russlanddeutschen. Das umso mehr, als 

die sowjetischen Behörden zwischen ihnen und der Angreifernation keinen Unterschied 

machten wollten. Die weitgehende Entrechtung und Diffamierung dieser nationalen Minderheit 

löste eine Signalwirkung aus, die der Bevölkerung verdeutlichte, dass die Propagierung eines 

nationalen Hasses, chauvinistische Äußerungen und jegliche Art von Benachteiligungen erlaubt 

und straffrei waren. 

¶ Umbenennung der Orte. Um die Erinnerung an die ehemals deutschen Siedlungen im 

Wolgagebiet, in der Ukraine oder auf der Krim auszulöschen, wurden die entsprechenden 

Namen durch russische, die zudem stark sowjetisch geprägt waren, ersetzt. So hieß die Stadt 

Balzer nun Krasnoarmejsk, d.h. Rotarmist und aus einer der ältesten und größten 

wolgadeutschen Siedlungen, Mariental (gegründet 1766) wurde Sowetskoje. 

 
Prozess gegen die letzte Regierung der wolgadeutschen Republik 1944-46 

Noch während des Krieges versuchte die Geheimpolizei in mehreren Strafprozessen, Beweise für 

die Ăverrªterischen und verbrecherischenñ Aktivitäten der Deutschen zu sammeln und 

Verbindungen mit politischen, nachrichtendienstlichen und militärischen Stellen im Dritten Reich 

nachzuweisen. Vor allem sollte die ehemalige Führung der ASSR der Wolgadeutschen diskreditiert 

und nach Möglichkeit strafrechtlich belangt werden, um dem Stalinregime eine nachträgliche 

Rechtfertigung für die Auflösung der Republik und die repressiven Maßnahmen gegen eigene 

Bürger deutscher Herkunft zu liefern. Es handelte sich dabei um Alexander Heckmann (1938-41), 

den letzten Regierungschef der Wolgarepublik, Heinrich Korbmacher (1938-1941), den 3. Sekretär 

des Gebietsparteikomitees, um die ehemaligen Volkskommissare Friedrich Fritzler (Ackerbau) und 

Johannes Maier (Finanzwesen) sowie andere führende Wirtschafts- und Sowjetfunktionäre, die 

ihre Zwangsarbeit auf der Baustelle des Bogoslower Aluminiumwerkes ï BASstroj des NKWD in 

der Stadt Krasnoturjinsk, Gebiet Swerdlowsk leisteten.  

 

     

Abb. 6. Gefängnisfotos von A. Heckmann, J. Maier und H. Korbmacher in Swerdlowsk, Juni 1944 

 

Die Verhaftungen begannen im April 1944. Unter Anwendung von Folter mussten diese 

prominenten Deutschen nach mehrmonatigen Verhören schließlich zugeben, in der ehemaligen 

Wolgadeutschen Republik eine antisowjetische Organisation aufgebaut und mit ihrer Hilfe 
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umfassende Schädlingsarbeit betrieben zu haben. Zusätzlich legte man ihnen zur Last, nach dem 

Angriff Hitler-Deutschlands die aufgebaute ĂUntergrundorganisationñ auf einen bewaffneten 

Aufstand gegen die Sowjetmacht vorzubereiten.  

Die widersprüchlichen Aussagen der prominenten Untersuchungshäftlinge führten dazu, dass im 

November 1945 die Untersuchungsabteilung für besonders wichtige Fälle beim Volkskommissariat 

für Staatssicherheit NKGB weitere Ermittlungen in diesem Fall an sich zog. Vieles deutete auf die 

Planung eines groß angelegten Schauprozesses hin, auf eine öffentliche Verurteilung des 

begangenen ĂVerratsñ der Wolga- und somit aller Russlanddeutschen an ihrer sozialistischen 

Heimat. Allerdings benötigte man für ein solches Vorhaben glaubhafte Geständnisse und 

vertrauenerweckende Beweise. Mit bloßen Selbstbezichtigungen war das Risiko des Widerrufes 

wohl zu groß, zumal die Angeklagten im zentralen Inneren Gefängnis des NKGB der UdSSR von 

den aus ihnen noch in Swerdlowsk herausgepressten Selbstbezichtigungen abrückten. 

Mehr als ein halbes Jahr dauerte die sorgfältige Überprüfung im Moskauer Butyrka-Gefängnis. Da 

diese breit angelegten Bemühungen zu keinem befriedigenden Ergebnis führten und sich keine 

Spur irgendwelcher aufständischer Gruppen oder faschistischer Diversanten ermitteln ließ, 

beschuldigte die Anklageschrift die wolgadeutschen Häftlinge lediglich der antisowjetischen 

Propaganda mit Ănationalistischemñ Hintergrund. Am 9. August 1946 wurden Korbmacher, 

Heckmann und andere involvierte Personen jeweils zu einer vierjährigen Freiheitsstrafe verurteilt.  

Im April 1958 ersuchte Friedrich Fritzler, zum damaligen Zeitpunkt als Ofensetzer in einem Dorf 

nahe der Stadt Alma-Ata/Kasachstan tätig, beim Generalstaatsanwalt der UdSSR um seine 

juristische Rehabilitierung. Die akribischen Nachermittlungen konnten sowohl ihm als auch seinen 

damals Mitangeklagten keine Schuld nachweisen, weil sie, so das Schlussplädoyer des 

Staatsanwalts, nur Ăihre Unzufriedenheit mit der ¦bersiedlung der Wolgadeutschen 

geªuÇertñ hªtten. Am 12. Mªrz 1959 wurde das Urteil des Sonderkollegiums beim Innenminister 

vom 9. August 1946 gegen Alexander Heckmann, Johannes Maier, Heinrich Korbmacher und 

Friedrich Fritzler aufgehoben und sie in dieser Strafsache rehabilitiert.  

Somit steht fest, dass bereits im Jahr 1946 die vom Zentralapparat der Staatssicherheit mit 

enormem Aufwand vorangetriebenen Ermittlungen gegen die hochrangigen wolgadeutschen 

Partei- und Staatsfunktionäre die Existenz von x-beliebigen aufständischen Gruppen und 

angelegten Waffenlagern, faschistischen Diversanten und umtriebigen Spionen auf dem 

Territorium der ASSRdWD nicht nachweisen konnten. Diese Erkenntnis führte jedoch keineswegs 

zur Aufhebung der Erlasse vom 28. August und 7. September 1941 und damit auch nicht zur 

Wiederherstellung der Wolgadeutschen Republik. Auch die seit Stalins Tod vollzogene 

Rehabilitierung der Opfer politischer Strafjustiz änderte nichts an dieser Haltung, obwohl alle 
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Urteile in den Geheimprozessen, in denen Deutschen aufständische und verräterische Aktivitäten 

gegen die sowjetische Staatsmacht vorgeworfen wurden, Ende der 50er - Anfang der 60er Jahre 

bereits aufgehoben waren. Diese Tatsachen wurden der sowjetischen Öffentlichkeit bewusst 

vorenthalten. 

 

Entlassung aus dem Arbeitslager und Leben als Sondersiedler 

Mit der Verabschiedung der Regierungsverordnung Ă¦ber die Rechtsstellung der 

Sondersiedlerñ vom 8. Januar 1945 setzte ein Prozess der punktuellen Aufhebung und abgestuften 

Milderung der bis dahin vorherrschenden rigiden Formen der Zwangsarbeit ein. In den Jahren 

1945-46 begannen die Auflösung der Arbeitslager und die Überführung des deutschen 

ĂKontingentsñ in die Stammbelegschaft der Betriebe bzw. Bauorganisationen. Allerdings wies man 

ihnen nicht die Rechte eines normalen Sowjetbürgers zu; sie bekamen den Status eines 

Sondersiedlers. Nur mit Einverständnis der Betriebsleitung und des zuständigen Kommandanten 

durften ehemalige Mobilisierte den Einsatzort verlassen oder ihre Familien zu sich holen. 

Selbstverständlich dürften die Russlanddeutschen nicht in ihre vor 1941 bewohnten Heimatorte 

zurückkehren. Die Zusammenführung der auseinandergerissenen Familien dauerte indes bis in die 

zweite Hälfte der fünfziger Jahre. 

Ähnlich wie die Deutschen betrafen in den Jahren 1943-1945 eine Reihe von Repressalien solche 

Völker wie die Kalmücken, Tschetschenen, Inguschen, Krimtataren und andere. Ihre Autonomien 

wurden aufgelöst und sie selbst nach Sibirien und Zentralasien zwangsausgesiedelt. Gleichfalls 

verloren sie ihr ganzes Hab und Gut und erlebten gravierende Verletzungen ihrer Bürgerrechte.   

Die Sondersiedler wurden in den meisten Bereichen des kulturellen, gesellschaftlichen u. 

politischen Lebens im Vergleich zum durchschnittlichen Sowjetbürger massiv benachteiligt. Sie 

standen unter direkter administrativer Gewalt der Rayon- und Ortskommandanturen des NKWD 

und waren der Willkür der Kommandanten und des zugehörigen Personals schutzlos ausgeliefert. 

Diese Personen minderen Rechts durften die Orte der Zwangsansiedlung nicht verlassen und 

mussten schwere körperliche Arbeit vornehmlich in der Landwirtschaft oder als einfache Arbeiter 

im Kohlebergbau, in der Waldwirtschaft bzw. auf Baustellen verrichten. Zusätzlich war der Besuch 

von weiterbildenden Anstalten und vor allem der Hochschulen erheblich erschwert. Zusammen mit 

den Restriktionen in Bezug auf die Aufnahme in den Kommunistischen Jugendverband (russ. 

Komsomol) und die kaum vorhandene Präsenz in der Partei waren ihre beruflichen und 

gesellschaftlichen Aufstiegschancen sehr gering. 

Vor allem der Erlass des Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR vom 26 November 1948, 

der die Verbannung der repressierten Völker auf ewig festschrieb, war der sicherste Ausdruck des 

vorherrschenden xenophoben Klimas der Nachkriegsjahre. Fortan legten die NKWD-
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Kommandanturen für jeden Sondersiedler über 16 Jahre eine Personalakte an, in der alle 

Einzelheiten ihres Lebens fixiert wurden; wie bei Verbrechern nahm man ihnen Fingerabdrücke ab 

und hielt detaillierte Körpermerkmale fest. Sie mussten sich jeden Monat persönlich beim Chef der 

Sonderkommandantur melden und durften sich nicht ohne seine schriftliche Erlaubnis mehr als 

fünf Kilometer von ihrem Wohnort entfernen. Unter den zum 1. Januar 1953 registrierten 2 Mio. 

820 Tsd. Sondersiedlern stellten die Deutschen  mit 1 Mio. 225 Tsd. den größten Anteil (43,4%), 

gefolgt von 316,7 Tsd. Tschetschenen (11,2%), 165,3 Tsd. Krimtataren (5,8%), 81,5 Tsd. 

Kalmücken und anderen nationalen, religiösen und sozialen Gruppen. 

 

Halbherzige Rehabilitierung 1956-1985 

 

Erleichterung nach Stalins Tod und Rückkehr der Kaukasus-Völker  

Nach Stalins Tod im März 1953 setzte eine zögerliche Liberalisierung ein, die dazu führte, dass 

1955-56 die deportierten Völker von der Sonderkommandantur befreit wurden. Allerdings wurden 

die Bürgerrechte der Opfer des Stalinismus nicht vollständig wieder hergestellt. Auf den 

Deutschen lastete weiterhin der Vorwurf des Vaterlandsverrats. Im entsprechenden 

ĂBefreiungserlassñ von 13. Dezember 1955 stand unmissverstªndlich fest, dass die Verbannten 

Ănicht das Recht haben, an die Orte zur¿ckzukehrenñ, aus denen sie ausgesiedelt worden waren. 

AuÇerdem hieÇ es in dem Erlass, dass die Aufhebung des Status als Sondersiedler nicht Ădie 

Rückgabe des Vermögens, das bei der Verschickung konfisziert worden istñ nach sich ziehe. Die 

Betroffenen mussten schriftlich auf die Rückkehr in ihre früheren Wohnorte und auf ihr Vermögen 

verzichten.  

Dass es auch anders gehen konnte, bewies der Umgang mit anderen ebenfalls deportierten und 

verleumdeten Nationalitäten, wie den Tschetschenen, Kalmücken, Balkaren, Karatschaen und 

Inguschen. Im November 1956 entschied die Parteispitze, die territorialen Autonomien dieser 

Völker wiederherzustellen mit der bemerkenswerten Begründung: Die bereits unternommenen 

Maßnahmen zur rechtlichen Gleichstellung und gesellschaftlichen Eingliederung seien noch nicht 

Ăausreichend, weil sie die Aufgabe der vollstªndigen Rehabilitierung der grundlos 

zwangsausgesiedelten Völker und die Widerherstellung ihrer Gleichberechtigung unter den 

anderen Nationen der Sowjetunion nicht lºsen.ñ Außerdem seien  

durch die große territoriale Zerstreuung und das Fehlen eines autonomen Gebildes die 

notwendigen Bedingungen für die allseitige Entwicklung dieser Nationen, ihrer Wirtschaft 

und Kultur nicht vorhanden; mehr noch, es besteht eine reale Gefahr des Dahinsiechens 

dieser nationalen Kulturen.  
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Das offizielle gesetzgeberische Organ, das Präsidium des Obersten Sowjets der UdSSR, setzte in 

fünf Erlässen vom 9. Januar 1957 den Parteibeschluss um und erklärte die früheren Rechtsakten 

aus den Jahren 1943-44 bzw. 1956 (Verbot der Rückkehr dieser Völker) für nichtig. Der Staat 

finanzierte Rücksiedlungsprogramme, tätigte Investitionen im Bereich des Wohnungsbaus, den 

Ausbau der sozialen und Verkehrsinfrastruktur, stellte Mittel zur Wiedererrichtung kultureller und 

bildungsrelevanter Institutionen zur Verfügung, so dass schon zu Beginn der 1960er Jahre das Gros 

der betroffenen Ethnien bereits in ihren nationalen Territorien lebte. Im Großen und Ganzen 

schufen diese Maßnahmen eine solide Grundlage für die dauerhafte politische, kulturelle und 

soziale Integration der überwiegenden Mehrheit dieser Völker in die sowjetische Gesellschaft.  

Diese politische, finanzielle, soziale und sprachlich-kulturelle Wiedergutmachung sei am Beispiel 

der kalmückischen Minderheit kurz skizziert. Das Staatsprogramm vom 22. Februar 1957 Ă¦ber 

die HilfsmaÇnahmen f¿r das Kalm¿ckische autonome Gebiet in der Region Stawropolñ, dass 

blitzschnell in nur sechs Wochen (!) nach dem Rehabilitations-Dekret angenommen wurde, leitete 

ein umfangreiches Wohnbauprogramm für die Rückkehrer ein, überstellte 220 Traktoren und 

andere Technik für die neuen Maschinen-Traktoren-Stationen, veranlasste den Neubau von 

Schulen, Krankenhäusern, Telefonstationen und anderen sozialen Einrichtungen. Gleichzeitig sah 

diese Regierungsverordnung vor, in der Hauptstadt Elista das Lehrerinstitut und das Kalmückische 

Wissenschaftliche Institut zur Erforschung ihrer Sprache, Literatur und Geschichte neben einem 

Verlag und einer Druckerei wiederherzustellen. In einem zweiten Programm vom 2. September 

1957 waren neben der Fortsetzung von zahlreichen sozioökonomischen Fördermaßnahmen aus 

dem Haushalt der Russländischen Unionsrepublik der Bau eines zentralen Museums und einer 

Republikbibliothek, die Eröffnung des kalmückischen Dramatheaters und einer Musikschule 

geplant. Für die höhere Ausbildung der nationalen Kader sorgte anfänglich die Vergabe von 

Studienplätzen für verschiedene Bildungsinstitutionen in Moskau, Astrachan und Stawropol, bis 

zur Wiedereröffnung der Pädagogischen Hochschule in der Hauptstadt Elista im Jahr 1964, die 

dann 1970 zu einer klassischen Universität, der Kalmückischen Staatsuniversität, ausgebaut und 

erweitert wurde. Abgeordnete der Kalmückischen Autonomen Republik vertraten auf Unions- und 

Republikebene (Russländische Föderation), so weit es nach sowjetischen Realitäten möglich war, 

handfeste Interessen des nationalen Territoriums und der heimischen Wähler. Die im Jahre 1959 

breit angelegten und von höchsten Moskauer Instanzen ausdrücklich unterstützten Feierlichkeiten 

anlässlich des 350. Jahrestages des Einzuges der kalmückischen Stämme aus der Dshungarei 

(Mongolei) in das Gebiet an der unteren Wolga sollten noch einmal unmissverständlich 

demonstrieren, dass diese Nationalitªt ein Ăgleichberechtigter Teilnehmer der Erbauung des 

Sozialismusñ sei. 
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Erste Auswanderungsversuche in den Fünfzigern  
 

Dagegen führte die schroffe Weigerung der sowjetischen Regierung, die russlanddeutsche 

Minderheit als gleichberechtigte Nationalität im Land zu akzeptieren, unter anderem zum ersten 

massenhaften Auswanderungsaufbegehren der Nachkriegszeit.  

 
Abb. 7. Vater und Tochter Weber in der 

Deutschen Botschaft, Moskau bei der Ausfüllung 

ihres Ausreiseantrags, 1956 

 
Der Wunsch, die Sowjetunion zu verlassen, 

war vor allem bei denjenigen 

Schwarzmeerdeutschen stark ausgeprägt, die 

1941 unter reichsdeutsche bzw. rumänische 

Besatzung geraten und 1943-44 in den 

Warthegau oder das Altreich umgesiedelt 

worden waren. Fast alle hatten zu dieser Zeit 

die deutsche Staatsbürgerschaft erworben. Die 

Bundesrepublik erkannte diese Personen 1955 

als Deutsche im Sinne des Grundgesetzes an 

und schuf damit die Voraussetzungen zu ihrer 

Einwanderung und Eingliederung. Die Sowjetunion dagegen betrachtete diesen Personenkreis nur 

als Sowjetb¿rger und Ărepatriierteñ die ca. 210.000 sogenannten Administrativ-Umsiedler, 

größtenteils gegen ihren Willen. Sie verhielten sich kritisch dem Sowjetstaat und der 

kommunistischen Ideologie gegenüber, zumal fast jeder von ihnen eine lange Liste von 

Verwandten vorzeigen konnte, die durch sowjetische Organe enteignet, verfolgt, 

zwangsausgesiedelt oder ermordet worden waren. Allein in den Jahren 1956-57 stellten mehr als 

80.000 Erwachsene Antrag auf die Übersiedlung in die Bundesrepublik, aber bis Ende der 

sechziger Jahre durften nur ganz wenige das Land verlassen, da die Behörden keine 

Ausreisegenehmigungen erteilten und mit allem Mitteln  - bis hin zur  strafrechtlichen Verurteilung 

- versuchten, die potenziellen Emigranten einzuschüchtern und sie in den Augen der 

Sowjetbevölkerung zu diskreditieren.  

 

Massenhafte Autonomiebewegung der sechziger Jahre 

Wider besseres Wissen leugnete die offizielle Propaganda die dauerhafte Diskriminierung der 

Minderheit und behauptete, dass mit der Einführung des muttersprachlichen Unterrichts (2-4 

Stunden in der Woche), mit der Herausgabe von zwei deutschsprachigen Zeitungen und Gründung 
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einiger Leienk¿nstlerkollektive die ĂSowjetb¿rger deutscher Nationalitªtñ den anderen Vºlkern 

nun völlig gleichgestellt seien. Nach 1955 konnten nur ganz wenige der einstigen Bewohner an die 

Wolga zurückkehren, da sie in der Region polizeilich nicht angemeldet wurden und somit weder 

eine Arbeitsstelle aufnehmen noch Wohnungen mieten bzw. ein eigenes Haus bauen durften. Viele 

waren durch die langjährige Verfolgung und Unterdrückung sowie durch unaufhörliche 

germanophobe Propaganda so stark eingeschüchtert, dass sie sich kaum als Deutsche zu erkennen 

wagten. Immerhin fehlte es nicht an kollektiven und individuellen Briefen und Eingaben an die 

Zeitungen, an die Partei- und Regierungsstellen verschiedener Ebenen, an individuellen 

Vorsprachen, die das Unrecht beim Namen nannten, bestehende Restriktionen beklagten und 

Gerechtigkeit für die deutschen Stalinopfer forderten. Die Befürworter der vollständigen 

Rehabilitierung verstärkten ihre Aktivitäten anlässlich des nahenden 200-jährigen Jubiläums der 

Ansiedlung an der Wolga. Die provinziellen Verwaltungen des KGB informierten die Machthaber 

im Kreml über die sich formierende deutsche Autonomiebewegung, die für das Jahr 1964 eine 

Delegation nach Moskau entsenden wollte.  

Im Frühjahr 1964 befasste sich angesichts der wachsenden Unzufriedenheit eine vom ZK der 

KPdSU eingesetzte Kommission mit dieser Angelegenheit. Die Parteispitze entschloss sich 

demnach zu einem halbherzigen Wiedergutmachungsakt: Am 13. August wurde dem Präsidium 

des Obersten Sowjets der UdSSR ein Entwurf eines Ukasses zur deutschen Frage vorgelegt. Das  

 

Abb. 8. Bekanntgabe des Erlasses über die 

Teilrehabilitierung der Wolgadeutschen vom 29. August 

1964 im zentralen Parteiblatt der DDR, dem ĂNeuen 

Deutschlandñ, vom 6. Januar 1965. 

 

oberste Staatsorgan bestätigte zwei Wochen später 

die eingereichte Vorlage im Wortlaut, so dass dieser 

interne Parteibeschluss fortan als Erlass vom 29. 

August 1964 in die Rechtsgeschichte eingegangen 

ist. Allerdings wurde dadurch die deutsche 

Minderheit nur von dem Vorwurf einer aktiven 

Zusammenarbeit mit dem Feind freigesprochen und 

der gesetzwidriger Ukas aus dem Jahr 1941 nicht 

aufgehoben, sondern nur abgeändert. Die 

Rücksiedlung und Wiederherstellung der 

territorialen Autonomie mit allen diesbezüglichen 


